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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. April 1969 

III/l — 68070 — E — OL 1/1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Finanzpolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates über die Finanzierung der von 
der italienischen Republik gemachten Ausgaben zur Ent- 
schädigung des Wertverlustes bei Olivenöl, das zum Zeit- 
punkt des Inkrafttretens der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
eingelagert war. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 28. März 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Finanzierung der von der italienischen Republik 
gemachten Ausgaben zur Entschädigung des Wertverlustes bei 
Olivenöl, das zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG eingelagert war 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates vom 
22. September 1966 über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Fette *), zuletzt 
geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 2146/68 2 ), 
sieht eine einheitliche Regelung vor. 

Diese Regelung umfaßt die Festsetzung eines 
Marktrichtpreises auf einem Niveau, das unter 
Berücksichtigung der Preise der im Wettbewerb 
stehenden Erzeugnisse den üblichen Absatz der 
Olivenölproduktion ermöglicht. Der Marktrichtpreis 
wurde während des Wirtschaftsjahres 1966/67 auf 
einem Niveau festgelegt, das beträchtlich unter dem- 
jenigen lag, welches im vorangehenden Wirtschafts- 
jahr für Olivenöl von Italien, dem wichtigsten 
Erzeuger- und Verbraucherstaat von Olivenöl, ange- 
wandt wurde. 

Aus diesem Grunde hatte das Inkrafttreten dieser 
Verordnung eine unmittelbare, beträchtliche Wert- 
minderung bei Olivenöl, das zu diesem Zeitpunkt in 
Italien eingelagert war, zur Folge. 

Es ist deshalb angemessen, daß durch Abände- 
rung der Vorschriften der Verordnung Nr. 17/64/ 
EWG des Rates vom 5. Februar 1964 über die Bedin- 
gungen für die Beteiligung des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 

x ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3035/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 21. Dezember 1968, S. 314/1 


Wirtschaft 3 ), zuletzt geändert durch Verordnung 
(EWG) Nr. 1892/68 4 ), die von der italienischen Repu- 
blik gemachten Ausgaben zur Entschädigung der aus 
dieser Wertminderung herrührenden Verluste aus 
dem Fonds erstattet werden. 

Diese Interventionen fallen in den Verbuchungs- 
zeitraum 1966/67, und infolgedessen beträgt die Rück- 
zahlung 7 /io der für die Erstattung in Betracht kom- 
menden Ausgaben. 

Für die anderen, der gemeinsamen Marktorgani- 
sation unterstehenden Erzeugnisse, liegt keine ähn- 
liche Situation vor — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Abänderung der Vorschriften von Artikel 2 
bis 8 der Verordnung Nr. 17/64/EWG kommen die 
von der italienischen Republik gemachten Ausgaben 
zur Entschädigung der Wertminderung bei Olivenöl, 
das zum Zeitpunkt der Anwendung der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG eingelagert war, im Verbuchungs- 
zeitraum 1966/67 für die Erstattung durch die Abtei- 
lung Garantie des Fonds in Betracht. 

Artikel 2 

Die italienische Republik hat der Kommission 
innerhalb von 3 Monaten nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung einen Rückvergütungsantrag für die in 
Artikel 1 bezeichneten Ausgaben vorzulegen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 289 
vom 29. November 1968, S. 289/1 


Geschehen zu Brüssel am 


2 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Der Rat hatte die Kommission auf seiner 
189. Tagung, die am 28., 29. und 30. Juni und 

1. Juli 1966 stattfand, ersucht, rechtzeitig eine Ent- 
scheidung über die finanziellen Auswirkungen zu 
treffen, die sich für sämtliche, der gemeinsamen 
Marktorganisation unterliegenden Agrarprodukte 
aus den Wertveränderungen für solche Waren erge- 
ben, die beim Übergang zu einer einheitlichen Preis- 
regelung eingelagert waren. Hinsichtlich der Fette 
stand fest, daß diese Entscheidung, falls sie nicht 
vor dem 1. November 1966 getroffen würde, für 
Olivenöl rückwirkende Geltung haben würde. 

2. Die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates 
vom 22. September 1966 über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Fette sieht eine 
einheitliche Preisregelung vor. Die Anwendung von 
dieser Verordnung am 10. November 1966 führte 
dazu, daß die zu diesem Zeitpunkt in Italien ein- 
gelagerten Olivenölmengen eine beträchtliche Wert- 
minderung erlitten, da der Rat den Marktrichtpreis 
auf einem Niveau festgesetzt hatte, der beträchtlich 
unter dem zuvor auf dem italienischen Markt beste- 
henden Preisniveau lag. 

Wegen des großen Ausmaßes dieser Wertminde- 
rung hatte die italienische Regierung beschlossen, 
durch Gesetzesdekret Nr. 912 vom 9. November 
1966 1 ), das geändert und in das Gesetz Nr. 1143 
vom 23. Dezember 1966 2 ) umgewandelt wurde, den 

5 ) Gazzetta Ufficiale Nr. 279 vom 9. November 1966 

6 ) Gazzetta Ufficiale Nr. 328 vom 30. Dezember 1966 


Personen eine Entschädigung zu gewähren, die mehr 
als 5 Doppelzentner Olivenöl eingelagert hatten. 

3. Da diese Wertminderung der Lagerbestände 
eine unmittelbare Folge der Errichtung einer gemein- 
samen Agrarpolitik für Fette ist und die sich daraus 
ergebenden finanziellen Auswirkungen für die 
italienische Regierung Ausgaben mit sich brachten, 
dürfte es angemessen sein, daß die Gemeinschaft 
sich an ihrer Finanzierung beteiligt, indem sie durch 
die Abteilung Garantie des EAGFL -eine Entschädi- 
gung gewährt. 

Die Kommission stellte fest, daß auf den anderen 
Sektoren keine ähnliche Lage besteht. 

4. Die Entschädigung für die Bestände an Olivenöl 
wurde von der italienischen Regierung auf 150 Lire/ 
kg (250 RE/t) festgesetzt, wobei dieser Betrag gerin- 
ger ist als die Differenz zwischen dem während des 
Wirtschaftsjahres 1965/66 auf dem italienischen 
Markt üblichen Preis und dem für das Wirtschafts- 
jahr 1966/67 festgesetzten Marktrichtpreis. Die Be- 
stände an italienischem Olivenöl am 9. November 
1966 belaufen sich auf annähernd 25 800 Tonnen. 

5. Die Rückvergütung, die Italien für den Ver- 
buchungszeitraum 1966/67 gewährt wird (Teilbetrag, 
der für eine Erstattung in Betracht kommt: 7 /io), wird 
die Abteilung Garantie des EAGFL mit einem Ge- 
samtbetrag belasten, der auf 4,33 Millionen RE 
geschätzt werden kann. 



